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MPC Münchmeyer Petersen Capital AG, Hamburg 
WKN A1TNWJ / ISIN DE000A1TNWJ4  

 
Einladung zur ordentlichen 

Hauptversammlung 
(virtuelle Hauptversammlung) 

 
Eindeutige Kennung des Ereignisses: MPCK062024HV 

 
 

Wir laden hiermit unsere Aktionäre* zu der am Donnerstag, den 13. Juni 2024,  
10:00 Uhr (MESZ), stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung der  
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG mit Sitz in Hamburg ein.  
 
*Aus Gründen der Sprachvereinfachung und der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden auf 
eine geschlechterspezifische Schreibweise verzichtet. Alle personenbezogenen 
Bezeichnungen und Begriffe sind als geschlechtsneutral zu verstehen. 
 
Die Hauptversammlung wird gemäß § 12.6 der Satzung der Gesellschaft in der Form einer 
virtuellen Hauptversammlung gemäß § 118a Aktiengesetz („AktG“) ohne physische 
Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) abgehalten.  
 
Die Hauptversammlung wird für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren 
Bevollmächtigte live in Bild und Ton im Internet auf der Internetseite der MPC Münchmeyer 
Petersen Capital AG unter www.mpc-capital.de/HV im passwortgeschützten Internetservice 
übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre erfolgt – durch die Aktionäre selbst oder 
durch Bevollmächtigte – ausschließlich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch 
Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. Ort der 
Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes sind die Geschäftsräume der  
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG, Palmaille 67, 22767 Hamburg.  
 
Eine physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) am Ort der Hauptversammlung ist 
ausgeschlossen. Zu weiteren Einzelheiten vgl. die weiteren Angaben und Hinweise am Ende 
der Einladung im Anschluss an die Tagesordnung. 
 

I. Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten 
Konzernabschlusses, des zusammengefassten Lageberichts des Vorstands zur 
Gesellschaft und zum Konzern, des Berichts des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2023 sowie des Vorschlags des Vorstands für die Verwendung des 
Bilanzgewinns 
 
Die vorgenannten Unterlagen werden in der Hauptversammlung näher erläutert. Sie 
können ab dem Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung über die Internetseite 
der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV eingesehen werden. Die vorgenannten 
Unterlagen werden dort auch während der Hauptversammlung zugänglich sein.  
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Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den 
Konzernabschluss gebilligt; damit ist der Jahresabschluss festgestellt. Eine 
Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt 1 wird daher entsprechend den 
gesetzlichen Bestimmungen nicht erfolgen. Der Beschluss über die Verwendung des 
Bilanzgewinns wird unter Punkt 2 der Tagesordnung gefasst. 

 
2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns  

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im festgestellten Jahresabschluss der  
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG zum 31. Dezember 2023 ausgewiesenen 
Bilanzgewinn in Höhe von EUR 10.596.066,31 wie folgt zu verwenden: 
 
- Ein Teilbetrag von EUR 9.517.090,68 wird zur Zahlung einer Dividende von EUR 0,27 

je dividendenberechtigter Aktie verwandt; 
 
- der verbleibende Teilbetrag von EUR 1.078.975,63 wird auf neue Rechnung 

vorgetragen. 
 
Der Vorschlag berücksichtigt die im Zeitpunkt der Einberufung vorhandenen 35.248.484 
dividendenberechtigten Stückaktien. Eigene Aktien sind nach § 71b AktG nicht 
dividendenberechtigt. Sollte sich die Anzahl der dividendenberechtigten Stückaktien bis 
zur Beschlussfassung der Hauptversammlung verändern, wird der Hauptversammlung bei 
unveränderter Ausschüttung von EUR 0,27 je dividendenberechtigter Stückaktie ein 
entsprechend angepasster Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet. 
 
Der Anspruch auf die Dividende ist am 18. Juni 2024 fällig und wird ab diesem Tag 
ausgezahlt. 
 

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2023 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: Die Mitglieder des Vorstands im 
Geschäftsjahr 2023 werden für diesen Zeitraum entlastet. 
 

4. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2023 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: Die Mitglieder des Aufsichtsrats 
im Geschäftsjahr 2023 werden für diesen Zeitraum entlastet. 

 
5. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und 

Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2024 und das Geschäftsjahr 2025 
vor der ordentlichen Hauptversammlung 2025 
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, zu beschließen: 
 
Die BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, wird zum Abschlussprüfer und 
Konzernabschlussprüfer für das am 31. Dezember 2024 ablaufende Geschäftsjahr der 
Gesellschaft bestellt. Zugleich wird die BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Hamburg, zum Prüfer für eine prüferische Durchsicht des Halbjahresfinanzberichts zum 
30. Juni 2024 sowie zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht des 
Halbjahresfinanzberichts zum 30. Juni 2025, sofern dieser vor der ordentlichen 
Hauptversammlung 2025 erstellt wird, bestellt, soweit diese erfolgt. 
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6. Beschlussfassung über eine Ergänzungswahl zum Aufsichtsrat  
 
Die Amtszeit des derzeitigen Aufsichtsratsmitglieds Herrn Dr. Ottmar Gast endet mit Ablauf 
dieser Hauptversammlung. Herr Dr. Ottmar Gast wurde von der Hauptversammlung am 
27. April 2023 angesichts des Erreichens der Altersgrenze für einen verkürzten Zeitraum, 
nämlich bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2023 beschließt, in den Aufsichtsrat gewählt. Es 
ist daher eine Ergänzungswahl erforderlich. 
 
Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich gemäß § 8.1 der Satzung und den §§ 96  
Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG aus drei Mitgliedern zusammen, die von der Hauptversammlung 
gewählt werden; § 1 Abs. 1 Nr. 1 DrittelbG findet keine Anwendung. Die Mitglieder des 
Aufsichtsrats werden nach § 8.2 der Satzung, wenn nicht die Hauptversammlung ein 
anderes beschließt, für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung gewählt, die 
über ihre Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach der Wahl beschließt. Hierbei wird 
das Geschäftsjahr, in dem die Aufsichtsratsmitglieder gewählt werden, nicht mitgezählt. 
Eine Wiederwahl ist möglich. 
 
Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden.  
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor,  
 
Herrn Ulf Holländer, geb. am 13. Mai 1958, wohnhaft in Hamburg, Vorstandsvorsitzender 
der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG, 
 
mit Wirkung ab Beendigung dieser Hauptversammlung am 13. Juni 2024 bis zur 
Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2027 beschließt, als Vertreter der Anteilseigner in den 
Aufsichtsrat zu wählen.  
 
Ulf Holländer ist zurzeit in folgenden weiteren gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten oder 
vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen 
Mitglied: 
 
- MPC Container Ships ASA, Oslo/Norwegen, Chairman of the Board of Directors 

 
- MPC Energy Solutions NV, Amsterdam/Niederlande, Chairman of the Supervisory 

Board 
 

- Metall-Chemie Holding GmbH, Hamburg, Mitglied des Aufsichtsrats 

 
Weitere Informationen zum vorgeschlagenen Kandidaten sind über die Internetseite der 
Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV zugänglich. 

 
7. Beschlussfassung über eine Änderung in § 13.1 Satz 5 der Satzung (Zeitpunkt des 

Nachweises des Anteilsbesitzes)  
 
Gemäß § 13.1 Satz 5 der Satzung hat sich der zur Teilnahme an der Hauptversammlung 
und zur Ausübung des Stimmrechts durch die Aktionäre erforderliche Nachweis des 
Anteilsbesitzes auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung zu beziehen, 
was dem Wortlaut von § 123 Abs. 4 Satz 2 AktG a.F. entspricht. Durch das Gesetz zur 
Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen (Zukunftsfinanzierungsgesetz - ZuFinG 
- vom 11. Dezember 2023, BGBl. I 2023, Nr. 354) wurde § 123 Abs. 4 Satz 2 AktG zur 
Angleichung an europarechtliche Vorgaben insoweit geändert, als sich der Nachweis 
nunmehr auf den „Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Versammlung zu beziehen“ 
hat. Eine materielle Änderung der Frist ist hiermit nicht verbunden. Nichtsdestoweniger soll 
§ 13.1 Satz 5 der Satzung an den geänderten Gesetzeswortlaut angepasst werden. 
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, § 13.1 der Satzung folgendermaßen zu 
ändern: 
 
In § 13.1 Satz 5 der Satzung werden die Wörter „Beginn des einundzwanzigsten“ durch 
die Wörter „Geschäftsschluss des zweiundzwanzigsten“ ersetzt. 

 
8. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 

2021, die Neuschaffung eines Genehmigten Kapitals 2024 sowie die entsprechenden 
Satzungsänderungen 
 
Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 22. April 2021 
ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
21. April 2026 einmal oder mehrfach um insgesamt bis zu EUR 17.624.242,00 durch 
Ausgabe von bis zu 17.624.242 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- 
und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2021). Diese Ermächtigung 
wurde bislang nicht in Anspruch genommen. 
 
Das Genehmigte Kapital 2021 soll durch eine neues, bis zum 12. Juni 2029 befristetes 
Genehmigtes Kapital 2024 ersetzt werden. Dabei soll insbesondere auch dem Umstand 
Rechnung getragen werden, dass das maximale Volumen für einen erleichterten 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG durch das am  
15. Dezember 2023 in Kraft getretene Gesetz zur Finanzierung von zukunftssichernden 
Investitionen („Zukunftsfinanzierungsgesetz“) von vormals 10% des Grundkapitals auf 
20% des Grundkapitals erhöht worden ist. 
 
Damit die Gesellschaft auch in den kommenden Jahren in angemessenem Umfang mit 
dem Instrument des Genehmigten Kapitals bei Bedarf ihre Eigenmittel stärken kann und in 
möglichst großem Umfang Akquisitionsmittel verfügbar hat, schlagen Vorstand und 
Aufsichtsrat vor, ein neues Genehmigtes Kapital 2024 zu schaffen.  

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen: 
 
Unter Aufhebung der bestehenden satzungsmäßigen Ermächtigung des Vorstands zu 
Kapitalerhöhungen gemäß § 5.4 der Satzung wird mit Wirkung zum Zeitpunkt der 
Eintragung der hiermit beschlossenen Satzungsänderung in das zuständige 
Handelsregister ein genehmigtes Kapital durch Neufassung von § 5.4 der Satzung wie folgt 
neu geschaffen: 

 
„5.4  Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital 

der Gesellschaft bis zum 12. Juni 2029 einmal oder mehrfach um insgesamt bis 
zu EUR 17.624.242,00 durch Ausgabe von bis zu 17.624.242 neuen, auf den 
Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2024). 

 
Bei einer Kapitalerhöhung ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht 
einzuräumen; das gesetzliche Bezugsrecht kann dabei auch in der Weise 
eingeräumt werden, dass die neuen Aktien ganz oder teilweise von einem durch 
den Vorstand bestimmten Kreditinstitut oder einem Konsortium von 
Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der 
Gesellschaft zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht gemäß § 186 
Abs. 5 Satz 1 AktG). Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht ein- oder mehrmalig auszuschließen, 
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(1) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere im 
Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, 
Beteiligungen oder Wirtschaftsgütern; 

 
(2) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Schuldverschreibungen mit 

Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungspflichten auf Aktien der 
Gesellschaft, die von der Gesellschaft oder deren nachgeordneten 
Konzernunternehmen ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht in dem Umfang 
einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw. 
Optionsrechts bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungspflicht als Aktionär 
zustehen würde; 

 
(3) für Spitzenbeträge; 
 
(4) wenn die Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den 

Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet, und die Kapitalerhöhung 
insgesamt 20% des Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar weder im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Auf diese Begrenzung ist die Anzahl veräußerter eigener 
Aktien anzurechnen, sofern die Veräußerung während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG erfolgt. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien 
anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 
oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht ausgegeben wurden bzw. 
auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden; eine erfolgte 
Anrechnung etwaiger Ausnutzungen anderweitiger Ermächtigungen zum 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß oder in entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG entfällt, soweit Ermächtigungen, deren 
Ausübung zu einer Anrechnung geführt haben, von der Hauptversammlung 
erneut erteilt werden; 

 

(5) zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip dividend), bei der 
den Aktionären angeboten wird, ihren Dividendenanspruch wahlweise (ganz 
oder teilweise) als Sacheinlage gegen Gewährung neuer Aktien aus dem 
Genehmigten Kapital 2024 in die Gesellschaft einzulegen. 

 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Kapitalerhöhung, den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die 
Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, 
die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2024 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist 
anzupassen.“ 
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Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
zu Punkt 8 der Tagesordnung über den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen des 
neuen Genehmigten Kapitals 2024 

 
Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 22. April 2021 ermächtigt, 
das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 21. April 2026 
einmal oder mehrfach um insgesamt bis zu EUR 17.624.242,00 durch Ausgabe von bis zu 
17.624.242 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 
zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2021). Diese Ermächtigung wurde bislang nicht in Anspruch 
genommen. 
 
Das Genehmigte Kapital 2021 soll durch eine neues, bis zum 12. Juni 2029 befristetes 
Genehmigtes Kapital 2024 ersetzt werden. Dabei soll insbesondere auch dem Umstand 
Rechnung getragen werden, dass das maximale Volumen für einen erleichterten Ausschluss 
des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG durch das am 15. Dezember 2023 in Kraft 
getretene Gesetz zur Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen 
(„Zukunftsfinanzierungsgesetz“) von vormals 10% des Grundkapitals auf 20% des 
Grundkapitals erhöht worden ist. 
 
Vor diesem Hintergrund schlagen Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversammlung unter 
Tagesordnungspunkt 8 vor, ein neues Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2024) im 
Wege der Satzungsänderung zu schaffen. 
 
Mit der vorgeschlagenen Schaffung des Genehmigten Kapitals 2024 soll der Gesellschaft der 
größtmögliche Spielraum gewährt werden, die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft den 
geschäftlichen und rechtlichen Erfordernissen anzupassen. Bei der Ausnutzung des 
genehmigten Kapitals haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht. Es wird jedoch 
vorgeschlagen, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre in bestimmten Fällen auszuschließen, 
 
- bei Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im Zusammenhang mit dem 

Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder Wirtschaftsgütern; 
 
Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen aus 
Genehmigtem Kapital soll der Gesellschaft die Möglichkeit geben, in geeigneten Fällen 
Unternehmen bzw. Unternehmensteile, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige 
Wirtschaftsgüter gegen Ausgabe von Aktien der Gesellschaft erwerben oder sich mit 
anderen Unternehmen zusammenschließen zu können. Die Gesellschaft hat damit ein 
Instrument, um eventuelle Akquisitionsmöglichkeiten unter Zuhilfenahme flexibler und 
liquiditätsschonender Finanzierungsvarianten zu realisieren. Die Möglichkeit, rasch und 
erfolgreich auf entsprechende vorteilhafte Angebote oder sich bietende Gelegenheiten 
reagieren zu können, dient dabei auch dem Erhalt und der Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Gesellschaft sowie der Steigerung ihrer Ertragskraft und des 
Unternehmenswertes. Die Ermächtigung erstreckt sich insbesondere auf den Erwerb von 
Beteiligungen im Rahmen sogenannter „share deals“, d. h. durch den Erwerb von 
Gesellschaftsanteilen, sowie auf den Erwerb im Rahmen sogenannter „asset deals“, d. h. 
der Übernahme eines Unternehmens oder Unternehmensteils mittels Erwerb der sie 
bestimmenden Vermögensgegenstände, Rechte, Vertragspositionen und Ähnlichem 
sowie den Erwerb anderer Wirtschaftsgüter einschließlich von verbrieften und 
unverbrieften Forderungen gegen die Gesellschaft. Da eine Kapitalerhöhung in den 
vorgenannten Fällen häufig kurzfristig erfolgen muss, kann diese in aller Regel nicht von 
der nur einmal jährlich stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung unmittelbar 
beschlossen werden. Die Einberufung einer außerordentlichen Hauptversammlung für 
jeden einzelnen Erwerb wäre in diesen Fällen jedoch aus Kosten- und Zeitgründen nicht 
praktikabel. Es bedarf eines Genehmigten Kapitals, das der Vorstand – mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats – schnell nutzen kann. 
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– soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 
oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft, die von der 
Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben wurden, ein 
Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- 
bzw. Optionsrechts bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungspflicht als Aktionär zustehen 
würde;  
 
Bei Kapitalmaßnahmen der Gesellschaft wird den Inhabern von Schuldverschreibungen 
mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungspflichten auf Aktien der 
Gesellschaft üblicherweise in bestimmten Fällen ein Verwässerungsschutz gewährt. In der 
Kapitalmarktpraxis wird der Verwässerungsschutz entweder durch die Anpassung der 
jeweiligen Wandel- oder Optionsbedingungen (z.B. Zahlung eines Ausgleichsbetrags in 
Geld oder Herabsetzung der Zuzahlung) oder durch Einräumung eines Bezugsrechts auf 
die bei Ausnutzung des Genehmigten Kapitals auszugebenden neuen Aktien gewährt. 
Welche der beiden Möglichkeiten angebracht ist, entscheidet der Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats jeweils zeitnah vor Ausnutzung der Ermächtigung zur 
Ausgabe der neuen Aktien. Um diesbezüglich nicht von vornherein auf eine Alternative 
beschränkt zu sein, soll dem Vorstand diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 
erteilt werden. Dieser Bezugsrechtsausschluss ermöglicht es der Gesellschaft, im Falle 
einer Kapitalerhöhung den Inhabern bereits bestehender Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungspflichten Bezugsrechte anzubieten, 
statt den Wandlungs- oder Optionspreis entsprechend den jeweiligen Wandel- oder 
Optionsbedingungen anzupassen, ohne dass die Gesellschaft dabei auf eigene Aktien 
zurückgreifen muss. Die unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an Inhaber von 
Schuldverschreibungen mit Wandlungsrechten bzw. mit Wandlungspflichten 
auszugebenden neuen Aktien werden an diese Inhaber jeweils zu denselben Konditionen 
ausgegeben, wie sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug angeboten werden. 

 
– für Spitzenbeträge; 
 

Für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Spitzenbeträgen sind 
ausschließlich technische Gründe maßgeblich. Hierdurch soll es dem Vorstand im 
Einzelfall ermöglicht werden, ein glattes Bezugsverhältnis herzustellen. Dies erleichtert die 
Abwicklung von Bezugsrechten und erspart zusätzlichen Aufwand. 

 
– wenn die Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis nicht 

wesentlich unterschreitet und die Kapitalerhöhung insgesamt 20% des Grundkapitals nicht 
überschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die 
aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben 
wurden; 

 
Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Barkapitalerhöhungen gibt 
dem Vorstand die Möglichkeit, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen. Der Vorschlag liegt damit im 
Rahmen der gesetzlichen Regelung. Diese Ermächtigung ermöglicht eine kurzfristige 
Aktienplatzierung unter flexibler Ausnutzung günstiger Marktverhältnisse und führt in der 
Regel zu einem deutlich höheren Mittelzufluss als im Fall einer Aktienplatzierung mit 
Bezugsrecht, da bei der Festlegung des Platzierungsentgelts kein Kursänderungsrisiko für 
den Zeitraum der Bezugsfrist berücksichtigt werden muss. Der Vorstand soll mit dieser 
Form der Kapitalerhöhung in die Lage versetzt werden, die für die zukünftige 
Geschäftsentwicklung erforderliche Stärkung der Eigenkapitalausstattung zu optimalen 
Bedingungen vornehmen zu können und auch sehr kurzfristig einen eventuellen 
Kapitalbedarf zu decken, um Marktchancen in verschiedenen Geschäftsfeldern schnell und 
flexibel nutzen zu können. Eine solche Kapitalerhöhung darf 20% des Grundkapitals nicht 
übersteigen. Darauf sind auch die Aktien anzurechnen, die aufgrund anderer 
Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 
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4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben wurden. Mit dieser 
Begrenzung wird dem Bedürfnis der Aktionäre nach Verwässerungsschutz für ihren 
Anteilsbesitz Rechnung getragen. Eine erfolgte Anrechnung soll jedoch wieder entfallen, 
soweit nach einer Veräußerung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG, die zu einer Anrechnung geführt hat, eine neue Ermächtigung zum 
Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien mit der Möglichkeit zum erleichterten 
Bezugsrechtsausschluss in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
erteilt wird. Ebenso soll eine erfolgte Anrechnung wieder entfallen, wenn nach einer 
Ausgabe von Aktien zur Bedienung von Schuldverschreibungen, die während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss unter Ausschluss des Bezugsrechts in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden oder 
werden, eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht unter Ausschluss des 
Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erteilt wird. 
Denn in diesen Fällen hat die Hauptversammlung erneut über die Ermächtigung zu einem 
erleichterten Bezugsrechtsausschluss entschieden, so dass der Grund der Anrechnung 
wieder entfallen ist. Soweit erneut eigene Aktien oder Schuldverschreibungen unter 
erleichtertem Bezugsrechtsausschluss ausgegeben werden können, soll die Ermächtigung 
zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss für die (Rest-)-Laufzeit der Ermächtigung mit 
anderen Worten auch wieder für die Ausgabe neuer Aktien aus dem genehmigten Kapital 
bestehen. Mit Inkrafttreten der neuen Ermächtigung zum erleichterten 
Bezugsrechtsausschluss fällt nämlich die durch die Ausgabe eigener Aktien gemäß § 71 
Abs. 1 Nr. 8, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bzw. die durch die Ausgabe von 
Schuldverschreibungen mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss entsprechend  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG entstandene Sperre hinsichtlich der Ausgabe neuer Aktien aus 
dem genehmigten Kapital weg. Da die Mehrheitsanforderungen an einen solchen 
Beschluss mit denen eines Beschlusses über die Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien 
aus dem genehmigten Kapital unter erleichtertem Bezugsrechtsausschluss entsprechend 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG identisch sind, ist in der Beschlussfassung der 
Hauptversammlung über die Schaffung einer neuen Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG im Rahmen der Veräußerung 
eigener Aktien oder einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen 
mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
zugleich auch eine Bestätigung hinsichtlich des Ermächtigungsbeschlusses zur Ausgabe 
neuer Aktien aus dem genehmigten Kapital gemäß § 203 Abs. 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
zu sehen. 
 
Der Vorstand wird den Ausgabepreis so nahe an dem dann aktuellen Börsenkurs 
festlegen, wie dies unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt 
möglich ist, und sich um eine marktschonende Platzierung der neuen Aktien bemühen. 
Damit kann jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien zu 
annähernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben. 
 

– zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip dividend), bei der den 
Aktionären angeboten wird, ihren Dividendenanspruch wahlweise (ganz oder teilweise) als 
Sacheinlage gegen Gewährung neuer Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2024 in die 
Gesellschaft einzulegen; 
 
Diese Ermächtigung gibt dem Vorstand die Möglichkeit, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um eine sogenannte 
Aktiendividende (scrip dividend) zu optimalen Bedingungen durchführen zu können. Bei 
der Aktiendividende wird den Aktionären angeboten, ihren mit dem 
Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung entstandenen Anspruch auf 
Auszahlung der Dividende als Sacheinlage in die Gesellschaft einzulegen, um neue Aktien 
zu beziehen.   
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Die Durchführung einer Aktiendividende kann als echte Bezugsrechtsemission 
insbesondere unter Beachtung der Bestimmungen in § 186 Abs. 1 AktG 
(Mindestbezugsfrist von 2 Wochen) und § 186 Abs. 2 AktG (Bekanntgabe des 
Ausgabebetrags spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist) erfolgen. Dabei werden 
den Aktionären nur jeweils ganze Aktien zum Bezug angeboten; hinsichtlich des Teils des 
Dividendenanspruchs, der den Bezugspreis für eine ganze Aktie nicht erreicht (bzw. diesen 
übersteigt), sind die Aktionäre auf den Bezug der Bardividende verwiesen und können 
insoweit keine Aktie zeichnen; ein Angebot von Teilrechten ist ebensowenig vorgesehen 
wie die Einrichtung eines Handels von Bezugsrechten oder Bruchteilen davon. Weil die 
Aktionäre anstelle des Bezugs neuer Aktien insoweit eine Bardividende erhalten, erscheint 
dies als gerechtfertigt und angemessen. 
 
Im Einzelfall kann es je nach Kapitalmarktsituation vorzugswürdig sein, die Gewährung 
einer Aktiendividende anzubieten und vorzubereiten, ohne insoweit an die 
Beschränkungen des § 186 Abs. 1 AktG (Mindestbezugsfrist von 2 Wochen) und § 186 
Abs. 2 AktG (Bekanntgabe des Ausgabebetrags spätestens drei Tage vor Ablauf der 
Bezugsfrist) gebunden zu sein. Der Vorstand soll deshalb auch ermächtigt sein, zwar allen 
Aktionären, die dividendenberechtigt sind, unter Wahrung des allgemeinen 
Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) neue Aktien zum Bezug gegen Einlage ihres 
Dividendenanspruchs anzubieten, jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats formal das 
Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen. Die Durchführung der 
Aktiendividende unter formalem Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die 
Durchführung der Aktiendividende zu flexibleren Bedingungen. Angesichts des 
Umstandes, dass allen Aktionären die neuen Aktien angeboten werden und 
überschießende Dividenden-Teilbeträge durch Zahlung der Bardividende abgegolten 
werden, erscheint auch insoweit der Bezugsrechtsausschluss als gerechtfertigt und 
angemessen. 

 
Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur 
dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im 
Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. Der Vorstand wird der 
Hauptversammlung über einen etwaigen erfolgten Bezugsrechtsausschluss berichten. 

 
 

9. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden Bedingten Kapitals 2015/II 
und des zugehörigen § 5.6 der Satzung und über die entsprechende 
Satzungsänderung 
 
Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 25. Juni 2015 
ermächtigt, bis zum Ablauf des 24. Juni 2018 im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 
2015 Bezugsrechte bis zu einem Gesamtvolumen von insgesamt 666.581 mit einem 
anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 666.581,00 auszugeben. 
Hierfür wurde ein bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2015/II) in § 5.6. der Satzung 
geschaffen. Im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2015 wurden keine Bezugsrechte 
ausgegeben, so dass das das hierfür geschaffene bedingte Kapital (Bedingtes Kapital 
2015/II) aufgehoben werden kann. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 
 
Das von der Hauptversammlung vom 25. Juni 2015 unter Punkt 10 der Tagesordnung im 
Zusammenhang mit dem Aktienoptionsprogramm 2015 geschaffene Bedingte Kapital 
2015/II wird aufgehoben und § 5.6 der Satzung ersatzlos gestrichen. 
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10. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden und Erteilung einer neuen 
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, 
Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (einschließlich der 
Kombination dieser Instrumente) und zum Ausschluss des Bezugsrechts, die 
Aufhebung des bestehenden Bedingten Kapitals 2021 und des zugehörigen § 5.5 der 
Satzung, die Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2024 und über die 
entsprechenden Satzungsänderungen 
 
Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 22. April 2021 ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum Ablauf des 21. April 2026 einmalig oder 
mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen 
(einschließlich der Kombination dieser Instrumente) (zusammen 
„Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 200.000.000,00 mit einer 
befristeten oder unbefristeten Laufzeit zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern 
(zusammen „Inhaber") von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte zum 
Bezug von bis zu 16.957.661 neuen auf den Inhaber lautender Stückaktien der  
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals 
von insgesamt bis zu EUR 16.957.661,00 nach näherer Maßgabe der 
Schuldverschreibungsbedingungen („Bedingungen“) zu gewähren. Diese Ermächtigung 
wurde bislang nicht in Anspruch genommen. 
 
Damit der Vorstand auch künftig in der Lage ist, im angemessenen Rahmen auch unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre attraktive Finanzierungsmöglichkeiten zu 
nutzen, um der Gesellschaft zinsgünstig Fremdkapital zu verschaffen, sollen das Bedingte 
Kapital 2015/II für das Aktienoptionsprogramm 2015 und der entsprechende § 5.6 der 
Satzung aufgehoben und die von der Hauptversammlung vom 22. April 2021 erteilte 
Ermächtigung zur Begebung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, 
Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser 
Instrumente) sowie das hierfür geschaffene bedingte Kapital (Bedingtes Kapital 2021) 
durch eine neue Ermächtigung sowie ein neues bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2024) 
ersetzt werden. Dabei soll auch insoweit dem Umstand Rechnung getragen werden, dass 
das maximale Volumen für einen erleichterten Ausschluss des Bezugsrechts gemäß bzw. 
in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG durch das am 15. Dezember 
2023 in Kraft getretene Zukunftsfinanzierungsgesetz von vormals 10% des Grundkapitals 
auf 20% des Grundkapitals erhöht worden ist. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen: 
 
a) Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldver-
schreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) und Aufhebung des 
entsprechenden Bedingten Kapitals 2021 gemäß § 5.5 der Satzung 
 

 Die von der Hauptversammlung vom 22. April 2021 unter Punkt 8 der Tagesordnung 
erteilte Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuld-
verschreibungen (einschließlich der Kombination dieser Instrumente) und zum 
Ausschluss des Bezugsrechts sowie das zugehörige Bedingte Kapital 2021 gemäß 
§ 5.5 der Satzung werden mit Wirksamwerden des in dieser Hauptversammlung neu zu 
beschließenden Bedingten Kapitals 2024 aufgehoben.  
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b) Ermächtigung 
 
aa) Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Laufzeit, Grundkapitalbetrag 

 
 Der Vorstand wird mit Wirkung vom Zeitpunkt des Wirksamwerdens des in dieser 

Hauptversammlung neu zu beschließenden Bedingten Kapitals 2024 ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum Ablauf des 12. Juni 2029 einmalig oder 
mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschrei-
bungen (einschließlich der Kombination dieser Instrumente) (zusammen 
„Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 200.000.000,00 mit 
einer befristeten oder unbefristeten Laufzeit zu begeben und den Inhabern bzw. 
Gläubigern (zusammen „Inhaber") von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. 
Optionsrechte zum Bezug von bis zu 17.624.242 neuen auf den Inhaber lautender 
Stückaktien der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG mit einem anteiligen Betrag 
des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 17.624.242,00 nach näherer Maßgabe 
der Schuldverschreibungsbedingungen („Bedingungen“) zu gewähren. Die jeweiligen 
Bedingungen können auch eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht von Inhabern, 
einschließlich der Verpflichtung zur Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts 
sowie ein Andienungsrecht der Gesellschaft zur Lieferung von Aktien der Gesellschaft 
vorsehen (in beliebiger Kombination), und zwar zu beliebigen Zeitpunkten, 
insbesondere auch zum Ende der Laufzeit. 

  
 Die Ausgabe der Schuldverschreibungen kann gegen Bareinlage oder Sacheinlage 

erfolgen. Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung 
auf den entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-
Mitgliedstaates begeben werden. Sie können auch durch eine in- oder ausländische 
Gesellschaft begeben werden, an der die MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist 
(„Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft“); in diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, für 
die emittierende Gesellschaft die Garantie für die Rückzahlung der 
Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Inhabern solcher 
Schuldverschreibungen zur Erfüllung der mit diesen Schuldverschreibungen 
eingeräumten Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten 
Aktien der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG zu gewähren. 

 
 Die Schuldverschreibungen werden jeweils in Teilschuldverschreibungen eingeteilt. 
 

bb) Wandlungsrecht, Wandlungspflicht 
  
 Die Inhaber von Schuldverschreibungen mit einem Wandlungsrecht haben das Recht, 

ihre jeweiligen Teilschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der Bedingungen in 
neue Aktien der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG umzutauschen. Die 
Bedingungen können auch eine Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem 
früheren Zeitpunkt begründen. In diesem Fall kann in den Bedingungen vorgesehen 
werden, dass die Gesellschaft berechtigt ist, eine etwaige Differenz zwischen dem 
Nennbetrag der jeweiligen Teilschuldverschreibung und einem in den Bedingungen 
näher zu bestimmenden Börsenkurs der Aktien zum Zeitpunkt der Wandlungspflicht, 
mindestens jedoch 80% des Börsenkurses der Aktien zum Zeitpunkt der Begebung der 
Anleihe – wie nachfolgend unter ee) beschrieben – multipliziert mit dem 
Umtauschverhältnis ganz oder teilweise in bar auszugleichen.  
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cc) Optionsrecht 
  
 Im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Optionsrecht werden jeder 

Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber 
nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Optionsbedingungen zum 
Bezug von neuen Aktien der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG berechtigen. Die 
Laufzeit des Optionsrechts darf höchstens zwanzig Jahre betragen. 

 
dd) Umtausch- bzw. Bezugsverhältnis, Grundkapitalanteil 

  
 Das Umtauschverhältnis ergibt sich bei Schuldverschreibungen mit Wandlungsrechten 

bzw. Wandlungspflichten aus der Division des Nennbetrags einer 
Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine neue Aktie 
der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG. Das Umtauschverhältnis kann sich auch 
durch Division des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreises einer 
Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine neue Aktie 
der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG ergeben. Die Bedingungen können 
außerdem vorsehen, dass das Umtauschverhältnis variabel ist und auf eine ganze Zahl 
auf- oder abgerundet werden kann; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung 
festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen 
zusammengelegt oder in bar ausgeglichen werden. In keinem Fall darf der anteilige 
Betrag am Grundkapital der bei Wandlung je Teilschuldverschreibung auszugebenden 
Aktien den Nennbetrag und Ausgabebetrag der Teilschuldverschreibung oder einen 
unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrag der Teilschuldverschreibung 
übersteigen.  

 
 Im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Optionsrecht können die 

Anleihebedingungen auch vorsehen, dass der Optionspreis durch Übertragung von 
Teilschuldverschreibungen und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung geleistet werden 
kann. Das Bezugsverhältnis ergibt sich in diesem Fall aus der Division des Nennbetrags 
einer Teilschuldverschreibung durch den Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft. 
Das Bezugsverhältnis kann sich ferner auch durch Division eines unter dem Nennbetrag 
liegenden Ausgabebetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 
Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Das Bezugsverhältnis kann auf 
eine ganze Zahl (oder auch eine festzulegende Nachkommastelle) auf- oder 
abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. 
Sofern sich Bezugsrechte auf Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen werden, 
dass diese in Geld ausgeglichen oder zusammengelegt werden, so dass sich – ggf. 
gegen Zuzahlung – Bezugsrechte zum Bezug ganzer Aktien ergeben. Der anteilige 
Betrag am Grundkapital, der auf die je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien 
der Gesellschaft entfällt, darf den Nennbetrag oder einen unter dem Nennbetrag 
liegenden Ausgabebetrag der Teilschuldverschreibung nicht überschreiten. 

 
ee) Wandlungs-/Optionspreis, Verwässerungsschutz 

 
 Die Berechnung des Wandlungs- oder Optionspreises erfolgt auf Basis der folgenden 

Grundsätze: 
  
 Der Wandlungs- oder Optionspreis muss – auch bei Zugrundelegung der 

nachstehenden Regelungen zum Verwässerungsschutz – mindestens 90% des 
durchschnittlichen Schlusskurses der Aktie der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den zehn 
Börsenhandelstagen an der Frankfurter Wertpapierbörse vor dem Tag der 
Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung der Schuldverschreibung 
betragen oder, soweit Aktionäre Bezugsrechte auf die Schuldverschreibungen haben, 
mindestens 80% des durchschnittlichen Schlusskurses der Aktie im Xetra-Handel (oder 
einem vergleichbaren Nachfolgesystem) während der Börsenhandelstage, an denen 
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die Bezugsrechte an der Frankfurter Wertpapierbörse gehandelt werden, mit Ausnahme 
der beiden letzten Börsenhandelstage des Bezugsrechtshandels, entsprechen.  

  
 Die Bedingungen können auch vorsehen, dass der Options- oder Wandlungspreis 

innerhalb einer vom Vorstand festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit von der 
Entwicklung des Aktienkurses oder als Folge von Verwässerungsschutzbestimmungen 
während der Laufzeit geändert werden kann.  

  
 Unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG kann der Wandlungs- oder Optionspreis aufgrund 

einer Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der Bedingungen durch 
Zahlung eines entsprechenden Betrags in Geld bei der Erklärung der Wandlung oder 
der Ausübung der Option bzw. durch Herabsetzung der Zuzahlung ermäßigt werden, 
wenn die MPC Münchmeyer Petersen Capital AG während der Wandlungs- oder 
Optionsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital 
erhöht oder die MPC Münchmeyer Petersen Capital AG oder ihre 
Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften weitere Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 
oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht begeben bzw. sonstige Optionsrechte 
gewähren und den Inhabern von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt 
wird, wie es ihnen nach der Erklärung der Wandlung bzw. Ausübung der Option 
zustehen würde. Anstelle einer Zahlung in bar bzw. einer Herabsetzung der Zuzahlung 
kann auch – soweit möglich – das Umtauschverhältnis durch Division mit dem 
ermäßigten Wandlungspreis angepasst werden. Die Bedingungen können darüber 
hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung oder für Maßnahmen, die zu einer 
Verwässerung des Werts der ausgegebenen Aktien der Gesellschaft führen können, 
eine Anpassung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten 
vorsehen. 

 
ff) Barausgleich 

 
 Die Bedingungen können vorsehen oder gestatten, dass die Gesellschaft den 

Wandlungs- oder Optionsberechtigten bzw. Wandlungsverpflichteten keine Aktien der 
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt, 
der nach näherer Maßgabe der Bedingungen dem durchschnittlichen Schlusskurs der 
Aktie der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG im Xetra-Handel (oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der 
letzten ein bis zehn Börsenhandelstage vor Erklärung der Wandlung bzw. Ausübung 
der Option entspricht. 

  
gg) Bezugsrechte, Bezugsrechtsausschluss 
 

 Bei der Ausgabe der Schuldverschreibungen steht den Aktionären grundsätzlich das 
gesetzliche Bezugsrecht zu. Die Schuldverschreibungen können den Aktionären auch 
im Wege des mittelbaren Bezugsrechts angeboten werden; sie werden dann ganz oder 
teilweise von einer Bank oder einem Bankenkonsortium mit der Verpflichtung 
übernommen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.  

 
 Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
Wandlungs- oder Optionspflichten auf Aktien der  
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG auszuschließen, sofern die 
Schuldverschreibungen gegen bar ausgegeben werden und der Vorstand nach 
pflichtgemäßer Prüfung zur Auffassung gelangt, dass der Ausgabepreis den nach 
anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Grundsätzen ermittelten 
theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder 
Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht nicht wesentlich unterschreitet.  
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 Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur für Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflicht auf 
Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 
20% des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind 
eigene Aktien anzurechnen, sofern sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert wurden. 
Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Eine erfolgte 
Anrechnung etwaiger Ausnutzungen anderweitiger Ermächtigungen zum Ausschluss 
des Bezugsrechts gemäß oder in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG entfällt, soweit Ermächtigungen, deren Ausübung zu einer Anrechnung geführt 
haben, von der Hauptversammlung erneut erteilt werden. 

 
 Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt ferner im Hinblick auf 

Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen, die ohne Wandlungs- oder 
Optionsrechte bzw. -pflichten ausgegeben werden, falls diese Genussrechte oder 
Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestaltet sind, d.h. keine 
Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am 
Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe 
des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. 
Außerdem müssen in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der 
Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung 
aktuellen Marktkonditionen entsprechen. 

 
 Außerdem gilt die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss im Hinblick auf 

Schuldverschreibungen, die gegen Sachleistung ausgegeben werden sollen, bei denen 
der Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft liegt (insbesondere im 
Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen 
oder Beteiligungen daran) und der Wert der Sachleistung in einem angemessenen 
Verhältnis zu dem nach anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen zu 
ermittelnden, theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen steht.  

 
 Der Vorstand wird darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, vom Bezugsrecht 
der Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht auch insoweit auszuschließen, als 
es erforderlich ist, um den Inhabern von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, 
wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung 
der Wandlungspflichten zustehen würde. 

 
hh) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen 

 
 Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung 

der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und 
Stückelung, Wandlungs- oder Optionspreis und den Wandlungs- oder Optionszeitraum 
festzusetzen bzw. im Einvernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen 
begebenden Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft der MPC Münchmeyer Petersen 
Capital AG festzulegen. 
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c) Schaffung eines bedingten Kapitals  
 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 17.624.242,00 durch Ausgabe 
von bis zu 17.624.242 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital 2021).  
 
Das bedingte Kapital wird nur verwendet, soweit 

 
-  die Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten, die von der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG oder deren 
unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund 
des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 13. Juni 2024 
ausgegeben wurden, von den Wandlungs- oder Optionsrechten tatsächlich 
Gebrauch machen oder  

 
- die Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 

Optionspflichten, die von der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG oder deren 
unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund 
des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 13. Juni 2024 
ausgegeben wurden, ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen und 

 
- kein Barausgleich stattfindet oder eigene Aktien zur Bedienung eingesetzt 

werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des 
Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 13. Juni 2024 jeweils 
zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen 
vom Beginn des Geschäftsjahrs an, in dem sie durch die Ausübung von 
Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch die Erfüllung von Wandlungs- oder 
Optionspflichten entstehen, am Gewinn der Gesellschaft teil. Der Vorstand wird 
ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 
Kapitalerhöhung festzusetzen.  

 
d) Satzungsänderung 

 
§ 5.5 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

 
„5.5 Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 17.624.242,00 (in Worten: 

Euro siebzehn Millionen sechshundertvierunszwanzigtausend 
zweihundertzweiundvierzig Komma Null Null) durch Ausgabe von bis zu Stück 
17.624.242 (in Worten: Stück siebzehn Millionen 
sechshundertvierunszwanzigtausend zweihundertzweiundvierzig ) neuen, auf den 
Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2024). Das 
bedingte Kapital wird nur verwendet, soweit 

 
-  die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (einschließlich der 
Kombination dieser Instrumente) – zusammen „Schuldverschreibungen“ –, die 
von der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG oder einer unmittelbaren oder 
mittelbaren in- oder ausländischen Gesellschaft, an der die Gesellschaft 
unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals 
beteiligt ist („Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft“), aufgrund des 
Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 13. Juni 2024 
ausgegeben wurden, von den Wandlungs- oder Optionsrechten tatsächlich 
Gebrauch machen oder  
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- die Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionspflichten, die von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder 
mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungs-
beschlusses der Hauptversammlung vom 13. Juni 2024 ausgegeben wurden, 
ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen und 

 
-  kein Barausgleich stattfindet oder eigene Aktien zur Bedienung eingesetzt 

werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des 
Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 13. Juni 2024 jeweils 
zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen 
vom Beginn des Geschäftsjahrs an, in dem sie durch die Ausübung von 
Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch die Erfüllung von Wandlungs- oder 
Optionspflichten entstehen, am Gewinn der Gesellschaft teil. Der Vorstand ist 
ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 
Kapitalerhöhung festzusetzen.“ 

 
e) Ermächtigung zur Satzungsänderung 

 

 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 5.5 der Satzung entsprechend der 
Ausgabe der neuen Aktien anzupassen sowie alle in diesem Zusammenhang 
erforderlichen Satzungsänderungen vorzunehmen, soweit sich solche Änderungen auf 
die Fassung beschränken. Das gleiche gilt für den Fall, dass die Ermächtigung zur 
Begebung von Schuldverschreibungen nicht während der Laufzeit der Ermächtigung 
ausgeübt wird, sowie im Fall der Nichtausnutzung des bedingten Kapitals nach Ablauf 
der Ausübungsfristen für Options- oder Wandlungsrechte bzw. für die Erfüllung der 
Wandlungs- oder Optionspflichten. 

 
 

 

Bericht des Vorstands gemäß § 221 Abs. 4 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Punkt 10 
der Tagesordnung über den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen der 
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-/Optionsschuldverschreibungen, 
Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (einschließlich der 
Kombination dieser Instrumente) 

 
Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 22. April 2021 ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum Ablauf des 21. April 2026 einmalig oder mehrmals auf 
den Inhaber oder Namen lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, 
Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschrei¬bungen (einschließlich der Kombination 
dieser Instrumente) (zusammen „Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 200.000.000,00 mit einer befristeten oder unbefristeten Laufzeit zu begeben und den 
Inhabern bzw. Gläubigern (zusammen „Inhaber") von Schuldverschreibungen Wandlungs- 
bzw. Optionsrechte zum Bezug von bis zu 16.957.661 neuen auf den Inhaber lautender 
Stückaktien der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG mit einem anteiligen Betrag des 
Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 16.957.661,00 nach näherer Maßgabe der 
Schuldverschreibungsbedingungen („Bedingungen“) zu gewähren. Diese Ermächtigung 
wurde bislang nicht in Anspruch genommen. 
 
Damit der Vorstand auch künftig in der Lage ist, im angemessenen Rahmen auch unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre attraktive Finanzierungsmöglichkeiten zu nutzen, 
um der Gesellschaft zinsgünstig Fremdkapital zu verschaffen, sollen die von der 
Hauptversammlung vom 22. April 2021 erteilte Ermächtigung zur Begebung von Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuld-
verschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) sowie das hierfür geschaffene 
bedingte Kapital (Bedingtes Kapital 2021) durch eine neue Ermächtigung sowie ein neues 
bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2024) ersetzt werden. Dabei soll auch insoweit dem 
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Umstand Rechnung getragen werden, dass das maximale Volumen für einen erleichterten 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß bzw. in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG durch das am 15. Dezember 2023 in Kraft getretene Zukunftsfinanzierungsgesetz 
von vormals 10% des Grundkapitals auf 20% des Grundkapitals erhöht worden ist. 
 
Dies ermöglicht der Gesellschaft, bis zum 12. Juni 2029, einmalig oder mehrmals auf den 
Namen oder Inhaber lautende Schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 200.000.000,00 mit einer begrenzten oder unbegrenzten Laufzeit zu begeben und den 
Inhabern von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf bis zu 17.624.242 
neue auf den Inhaber lautende Stückaktien der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG mit 
einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu EUR 17.624.242,00 nach näherer 
Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen zu gewähren. 
 
Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grundlage für die 
Weiterentwicklung der Gesellschaft und ein erfolgreiches Auftreten am Markt. Durch die 
Ausgabe von Schuldverschreibungen kann die Gesellschaft je nach aktueller Marktlage 
attraktive Finanzierungsmöglichkeiten und -konditionen nutzen, um der Gesellschaft Kapital 
mit niedriger Verzinsung zufließen zu lassen. Die erzielten Wandel- und Optionsprämien 
kommen der Gesellschaft zugute. Die vorgesehene Möglichkeit, bei Schuldverschreibungen 
eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht vorzusehen, erhöht die Flexibilität derartiger 
Finanzierungsinstrumente. Bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen soll die Gesellschaft 
aus Gründen der Flexibilität auch über ihre Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften je nach 
Marktlage die deutschen oder internationalen Kapitalmärkte in Anspruch nehmen und die 
Schuldverschreibungen zur Erleichterung außer in Euro auch in der gesetzlichen Währung 
eines OECD-Mitgliedstaates ausgeben können. 
 
Der Wandlungs- oder Optionspreis für eine Aktie muss mindestens 90% des 
durchschnittlichen Schlusskurses der Aktie der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG im 
Xetra-Handel an den zehn Börsenhandelstagen an der Frankfurter Wertpapierbörse vor dem 
Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung der Schuldverschreibung 
betragen oder, soweit Aktionäre Bezugsrechte auf die Schuldverschreibungen haben, 
mindestens 80% des durchschnittlichen Schlusskurses der Aktie im Xetra-Handel während 
der Börsenhandelstage entsprechen, an denen die Bezugsrechte an der Frankfurter 
Wertpapierbörse gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Börsenhandelstage des 
Bezugsrechtshandels. 
 
Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch vorsehen, dass der Options- oder 
Wandlungspreis innerhalb einer vom Vorstand festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit von 
der Entwicklung des Aktienkurses oder als Folge von Verwässerungsschutzbestimmungen 
während der Laufzeit geändert werden kann.  
 
Unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG kann der Wandlungs- oder Optionspreis aufgrund einer 
Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der Wandel- oder 
Optionsanleihebedingungen durch Zahlung eines entsprechenden Betrags in Geld bei 
Ausübung der Wandlung bzw. durch Herabsetzung der Zuzahlung ermäßigt werden, wenn die 
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG während des Wandlungs- bzw. Optionszeitraums 
unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder die 
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG oder ihre unmittelbaren oder mittelbaren 
Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften weitere Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrecht bzw. Wandlungs- oder Optionspflicht begeben bzw. sonstige Optionsrechte 
gewähren und den Inhabern von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. Wandlungs-oder Optionspflichten kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wird, wie 
es ihnen nach der Wandlung bzw. Ausübung der Option oder Erfüllung der Wandlungs- oder 
Optionspflicht zustehen würde. Anstelle einer Zahlung in bar bzw. einer Herabsetzung der 
Zuzahlung kann auch – soweit möglich – das Umtauschverhältnis durch Division mit dem 
ermäßigten Wandlungs- oder Optionspreis angepasst werden. Die Bedingungen können 
darüber hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung oder für Maßnahmen, die zu einer 
Verwässerung des Wertes der ausgegebenen Aktien der Gesellschaft führen können, eine 
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Anpassung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten 
vorsehen. 
 
In den Wandlungs- bzw. Optionsbedingungen kann – zur weiteren Erhöhung der Flexibilität – 
vorgesehen werden, dass die Gesellschaft den Wandlungsberechtigten bzw. 
Optionsberechtigten nicht Aktien der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG gewährt, 
sondern den Gegenwert in Geld zahlt, der nach näherer Maßgabe der Bedingungen dem 
Durchschnittspreis der Aktie der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG in der Schlussauktion 
im Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten ein bis zehn 
Börsenhandelstage vor Erklärung der Wandlung bzw. Ausübung der Option entspricht. Solche 
virtuellen Wandel- und Optionsanleihen ermöglichen der Gesellschaft eine kapitalmarktnahe 
Finanzierung, ohne dass tatsächlich eine gesellschaftsrechtliche Kapitalmaßnahme 
erforderlich ist. Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass eine Erhöhung des Grundkapitals im 
Zeitpunkt der Ausübung der Wandel- bzw. Optionsrechte gegebenenfalls nicht im Interesse 
der Gesellschaft liegen kann. Zusätzlich würde eine Barauszahlung die Aktionäre vor dem 
Rückgang ihrer Beteiligungsquote und vor der Verwässerung des Vermögenswerts ihrer 
Aktien schützen. 
 
Den Aktionären steht bei der Begebung von Schuldverschreibungen grundsätzlich ein 
Bezugsrecht zu. Der Vorstand kann jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht in entsprechender Anwendung der §§ 221 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausschließen, soweit die jeweilige Ausgabe der Schuldverschreibung gegen Bareinlagen 
erfolgt und der Vorstand nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt ist, dass der 
Ausgabepreis den nach anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Grundsätzen 
ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder 
Optionsrecht bzw. Wandlungs- oder Optionspflicht nicht wesentlich unterschreitet. Durch den 
Ausschluss des Bezugsrechts erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, günstige 
Börsensituationen auch kurzfristig rasch wahrzunehmen und eine Schuldverschreibung 
schnell und flexibel zu attraktiven Konditionen am Markt zu platzieren. Demgegenüber ist die 
Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- 
oder Optionspflichten unter Gewährung eines Bezugsrechts im Hinblick auf die gestiegene 
Volatilität der Aktienmärkte häufig weniger attraktiv, da zur Wahrung der Bezugsfrist der 
Ausgabepreis bereits zu einem sehr frühen Zeitpunkt fixiert werden muss, was zu Lasten einer 
optimalen Ausnutzung von Börsensituation und Wert der Schuldverschreibung geht. Denn 
günstige und möglichst marktnahe Konditionen können in aller Regel nur festgesetzt werden, 
wenn die Gesellschaft nicht für einen zu langen Angebotszeitraum gebunden ist. Aufgrund der 
bestehenden gesetzlichen Fristen im Rahmen einer Bezugsrechtsemission ist regelmäßig ein 
deutlicher Sicherheitsabschlag auf den Preis erforderlich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG 
eine Veröffentlichung des Bezugspreises (und damit der Konditionen der 
Schuldverschreibung) bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Auch dann besteht aber ein 
Marktrisiko über mehrere Tage, was zu Sicherheitsabschlägen im Rahmen der Konditionen 
der Schuldverschreibung führt. Abgesehen davon erschwert ein Bezugsrecht wegen der 
Ungewissheit der Ausnutzung die alternative Platzierung bei Dritten bzw. verursacht insofern 
zusätzlichen Aufwand. Letztlich ist die Gesellschaft wegen der Länge der Bezugsfrist auch 
gehindert, kurzfristig auf Veränderungen der Marktverhältnisse zu reagieren. Dies erschwert 
die Kapitalbeschaffung. Für den Bezugsrechtsausschluss gilt gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG 
die Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG entsprechend. Die Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gilt nur für Schuldverschreibungen 
mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten auf Aktien, auf 
die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 20% des 
Grundkapitals entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind diejenigen Aktien 
anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden, ferner 
eigene Aktien, soweit sie unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung veräußert wurden. Diese Anrechnung geschieht im 
Interesse der Aktionäre an einer möglichst geringen Verwässerung ihrer Beteiligung. Eine 
erfolgte Anrechnung soll jedoch wieder entfallen, soweit nach einer Veräußerung eigener 
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Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG oder einer Ausgabe 
von Aktien aus dem genehmigten Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 
Abs. 3 S. 4 AktG, die zu einer Anrechnung geführt haben, eine neue Ermächtigung zum Erwerb 
und zur Verwendung eigener Aktien bzw. ein neues genehmigtes Kapital mit der Möglichkeit 
zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG erteilt werden. Denn in diesen Fällen hat die Hauptversammlung erneut über die 
Ermächtigung zu einem erleichterten Bezugsrechtsausschluss entschieden, so dass der 
Grund der Anrechnung wieder entfallen ist. Soweit erneut eigene Aktien oder Aktien aus einem 
genehmigten Kapital unter erleichtertem Bezugsrechtsausschluss ausgegeben werden 
können, soll die Ermächtigung zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss für die (Rest-)-
Laufzeit der Ermächtigung mit anderen Worten auch wieder für die Begebung von 
Schuldverschreibungen bestehen. Mit Inkrafttreten der neuen Ermächtigung zum erleichterten 
Bezugsrechtsausschluss fällt nämlich die durch die Ausgabe eigener Aktien gemäß § 71  
Abs. 1 Nr. 8, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bzw. die durch die Ausgabe von neuen Aktien aus dem 
genehmigten Kapital mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG entstandene Sperre hinsichtlich der Ausgabe von Schuldverschreibungen. 
Da die Mehrheitsanforderungen an einen solchen Beschluss mit denen eines Beschlusses 
über die Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen unter erleichtertem 
Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG identisch sind, ist in der 
Beschlussfassung der Hauptversammlung über die Schaffung einer neuen Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG im Rahmen der Veräußerung 
eigener Aktien oder einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Aktien aus dem genehmigten 
Kapital mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG zugleich auch eine Bestätigung hinsichtlich des Ermächtigungsbeschlusses zur Ausgabe 
von Schuldverschreibungen unter erleichtertem Bezugsrechtsausschluss zu sehen. 
 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG verlangt eine Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich unter 
dem Börsenkurs, wodurch der rechnerische Wert des Bezugsrechts auf beinahe Null sinkt. 
Der Beschluss sieht daher vor, dass der Vorstand vor Ausgabe der Schuldverschreibungen zu 
der Ansicht gelangt sein muss, dass der vorgesehene Ausgabebetrag zu keiner 
nennenswerten Verwässerung des Wertes der Aktien führt. Soweit es der Vorstand in der 
jeweiligen Situation für angemessen hält, sachkundigen Rat einzuholen, kann er sich der 
Unterstützung durch Experten, z.B. eine die Emission begleitende Konsortialbank, eine 
unabhängige Investmentbank oder einen Sachverständigen, bedienen, die in geeigneter Form 
bestätigen, dass eine nennenswerte Verwässerung des Anteilswertes nicht zu erwarten ist. 
Unabhängig von der Prüfung durch den Vorstand ist eine marktgerechte 
Konditionenfestsetzung im Falle der Durchführung eines Bookbuilding-Verfahrens 
gewährleistet. Eine nennenswerte Verwässerung des Wertes der Aktien durch den 
Bezugsrechtsausschluss tritt somit nicht ein. Dem Aktionär entsteht somit kein wirtschaftlicher 
Nachteil durch einen Bezugsrechtsausschluss. Aktionäre, die ihren Anteil am Grundkapital der 
Gesellschaft aufrechterhalten möchten, können dies zu annähernd gleichen Bedingungen 
durch einen Zukauf über den Kapitalmarkt erreichen. Dadurch werden ihre 
Vermögensinteressen angemessen gewahrt.  
 
Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Options- oder 
Wandlungsrechte oder -pflichten ausgegeben werden sollen, ist der Vorstand ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen, 
wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich 
ausgestaltet sind, d.h. keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine 
Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage 
der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. 
Zudem ist erforderlich, dass die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder 
Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen 
entsprechen. Wenn die genannten Voraussetzungen erfüllt sind, resultieren aus dem 
Ausschluss des Bezugsrechts keine Nachteile für die Aktionäre, da die Genussrechte bzw. 
Gewinnschuldverschreibungen keine Mitgliedschaftsrechte begründen und auch keinen Anteil 
am Liquidationserlös oder am Gewinn der Gesellschaft gewähren. 
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Außerdem gilt die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss in Hinblick auf 
Schuldverschreibungen, die gegen Sachleistung ausgegeben werden sollen, bei denen der 
Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft liegt (insbesondere im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen 
daran) und der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zu dem nach 
anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen zu ermittelnden, theoretischen Marktwert 
der Schuldverschreibungen steht.  
 
Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge 
vom Bezugsrecht auszunehmen. Solche Spitzenbeträge können sich aus dem Betrag des 
jeweiligen Emissionsvolumens und der Darstellung eines praktikablen Umtauschverhältnisses 
ergeben. Der Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht hier die Ausnutzung der erbetenen 
Ermächtigung durch runde Beträge und erleichtert damit die Abwicklung der 
Kapitalmaßnahme. Der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber von 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- oder 
Optionspflichten aus einer zwischenzeitlichen Ausnutzung dieser Ermächtigung in dem 
Umfang, wie es diesen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. der Erfüllung 
von Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde, hat den Vorteil, dass im Falle einer weiteren 
Ausnutzung der Ermächtigung der Wandlungs- bzw. Optionspreis für die Inhaber bereits 
bestehender Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
Wandlungspflichten nicht nach den bestehenden Wandlungs- bzw. Optionsbedingungen 
ermäßigt zu werden braucht. 
 
Das bedingte Kapital wird benötigt, um die mit den Schuldverschreibungen verbundenen 
Wandlungsrechte, Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten auf Aktien der 
Gesellschaft zu bedienen. Der Ausgabebetrag entspricht dabei dem Wandlungs- bzw. 
Optionspreis. 
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II. Informationen zur Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten 

1. Virtuelle Hauptversammlung / Übertragung mit Bild und Ton / Zuschaltung 

Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, die Hauptversammlung 
gemäß § 118a AktG in Verbindung mit § 12.6 der Satzung der Gesellschaft als virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit 
Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) abzuhalten. Eine physische Präsenz 
der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft) am Ort der Hauptversammlung ist ausgeschlossen. 
 
Für Aktionäre, die sich ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet haben, bzw. ihre 
Bevollmächtigten wird die gesamte Hauptversammlung, einschließlich einer etwaigen 
Fragenbeantwortung und der Abstimmungen, live mit Bild und Ton im Internet auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV im passwortgeschützten 
Internetservice übertragen. Die hierfür erforderlichen persönlichen Zugangsdaten erhalten die 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten nach der Anmeldung zur Hauptversammlung mit dem 
„HV-Ticket“ zugeschickt. Einzelheiten hierzu finden sich unten im nachfolgenden Abschnitt  
„2. Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung".  
 
Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt ausschließlich im 

Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter. 

Über den passwortgeschützten Internetservice können die ordnungsgemäß angemeldeten 
Aktionäre (und ggf. deren Bevollmächtigte) gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren unter 
anderem ihre Aktionärsrechte ausüben. 
 
Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservices durch einen Bevollmächtigten setzt 
voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält.  
 
Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und sonstige 
durch § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen können sich des passwortgeschützten 
Internetservices bedienen. Die Gesellschaft stellt ihnen auf Wunsch einen elektronischen 
Zugang zur Verfügung. 
 
Bei Nutzung des passwortgeschützten Internetservices und Anklicken des Buttons „Betreten 
der Hauptversammlung“ während der Dauer der virtuellen Hauptversammlung am 13. Juni 
2024 sind die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigte elektronisch zur virtuellen 
Hauptversammlung zugeschaltet. Die elektronische Zuschaltung ermöglicht jedoch weder 
eine Teilnahme an der Versammlung im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG noch eine 
Stimmrechtsausübung im Wege der elektronischen Teilnahme im Sinne des § 118a Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2, 1. Fall AktG. 
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2. Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung  

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung, zur Verfolgung der virtuellen 
Hauptversammlung im Internet und zur Ausübung der Aktionärsrechte, insbesondere des 
Stimmrechts, sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig vor der 
Hauptversammlung in Textform in deutscher oder englischer Sprache angemeldet und der 
Gesellschaft ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung 
des Stimmrechts nachgewiesen haben. Als Nachweis reicht ein Nachweis des Anteilsbesitzes 
durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus.  
 
Gemäß § 13.1 der Satzung der Gesellschaft hat sich der Nachweis des Anteilsbesitzes auf 
den Beginn des einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung, d. h. auf Donnerstag, 
23. Mai 2024, 00:00 Uhr (MESZ), zu beziehen (Nachweisstichtag). Materiell entspricht dieser 
Stichzeitpunkt unverändert der Vorgabe aus § 123 Abs. 4 Satz 2 AktG n.F., dessen Wortlaut 
an der entsprechenden Stelle jüngst durch das Zukunftsfinanzierungsgesetz geändert worden 
ist, wonach sich der Nachweis auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der 
Hauptversammlung zu beziehen hat (siehe dazu auch Punkt 7 der Tagesordnung, unter 
welchem die Anpassung der Satzung an den geänderten Wortlaut von § 123 Abs. 4 Satz 2 
AktG n.F. vorgesehen ist). 
 
Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss der Gesellschaft ebenso wie die Anmeldung für die 
Hauptversammlung in Textform unter folgender Postanschrift, Faxnummer oder E-Mail-
Adresse bis spätestens Donnerstag, 6. Juni 2024, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen: 
 

MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
E-Mail: anmeldung@linkmarketservices.eu 

 
Nach Eingang von Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft unter 
der oben genannten Postanschrift oder E-Mail-Adresse werden die Zugangsdaten 
(Zugangskennung und Passwort) für die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV übersandt („HV-Ticket“), 
welches integriert ein Vollmachtsformular sowie ein Vollmachts und Weisungsformular für die 
Hauptversammlung enthält. Die Formulare dazu sind auch im Internet auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV zugänglich. Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für 
die Anmeldung und Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft 
Sorge zu tragen. 
 
Der Erhalt des HV-Tickets ist keine Voraussetzung für die Vollmachts- und Weisungserteilung 
(an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) per Formular, sämtliche Möglichkeiten des 
passwortgeschützten Internetservice können jedoch nur mit Hilfe der auf dem HV-Ticket 
aufgedruckten Zugangsdaten verwandt werden.  
 
Die Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung nicht blockiert. Aktionäre 
können deshalb über ihre Aktien auch nach der Anmeldung weiterhin frei verfügen. Im 
Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die 
Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis des Aktienbesitzes zum 
Nachweisstichtag erbracht hat; Veränderungen im Aktienbestand nach dem Nachweisstichtag 
haben für den Umfang und die Ausübung des Teilnahme und Stimmrechts keine Bedeutung. 
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3. Ausübung des Stimmrechts 

Aktionäre, die sich form- und fristgerecht angemeldet und den Nachweis des Anteilsbesitzes 
erbracht haben, können ihr Stimmrecht im Wege der elektronischen Briefwahl oder der 
Vollmachtserteilung ausüben.  
 

3.1. Verfahren der Stimmrechtsausübung im Wege der elektronischen Briefwahl  

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können ihre Stimmen, auch ohne an der 
Hauptversammlung teilzunehmen, im Wege der elektronischen Kommunikation abgeben 
(elektronische Briefwahl).  
 
Briefwahlstimmen können ab dem 23. Mai 2024 bis zum Zeitpunkt der Schließung der 
Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen Hauptversammlung am  
13. Juni 2024 unter Nutzung des auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
 

www.mpc-capital.de/HV 
 
zugänglichen passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren 
abgegeben, geändert oder widerrufen werden. Für die Fristwahrung ist der Eingang des 
jeweiligen Votums bei der Gesellschaft entscheidend. 
 
Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass 
dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt die Stimmabgabe im Wege der 
elektronischen Briefwahl zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende 
Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 
 
Die vorstehenden Ausführungen gelten für die Stimmabgabe im Wege der elektronischen 
Briefwahl durch einen Bevollmächtigten entsprechend. Auch bevollmächtigte Intermediäre, 
Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater oder sonstige Dritte können sich der 
elektronischen Briefwahl bedienen. 
 

3.2. Verfahren bei Vollmachtserteilung an Dritte 

Aktionäre können sich auch durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch einen Intermediär, eine 
Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere Person ihrer Wahl vertreten 
und ihr Stimmrecht und sonstige Rechte durch den Bevollmächtigten ausüben lassen. Bei 
einer Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sind die 
unten in Abschnitt 3.3 dargestellten Besonderheiten zu beachten. 
 
Auch in allen Fällen einer Bevollmächtigung bedarf es der fristgerechten Anmeldung und des 
Nachweises des Anteilsbesitzes. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, kann die 
Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.  
 
Bevollmächtigte (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) können 
ebensowenig wie Aktionäre physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das 
Stimmrecht für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich im Wege der elektronischen Briefwahl 
oder durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter ausüben. Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice durch 
den Bevollmächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden 
Zugangsdaten erhält. 
 
Wenn weder Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater noch diesen gemäß 
§ 135 AktG gleichgestellte Personen oder Institutionen bevollmächtigt werden, bedürfen die 
Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 
Gesellschaft der Textform (§ 126 b BGB).  
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Aktionäre, die einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder 
eine nach § 135 AktG gleichgestellte Institution oder Person mit der Stimmrechtsausübung 
bevollmächtigen wollen, weisen wir darauf hin, dass in diesen Fällen die zu bevollmächtigende 
Institution oder Person möglicherweise eine besondere Form der Vollmacht verlangt, weil sie 
gemäß § 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar festhalten muss. Wir bitten daher die Aktionäre, 
sich in diesem Fall mit dem zu Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht abzustimmen. 
 
Der Nachweis der Bevollmächtigung kann der Gesellschaft spätestens bis zum 12. Juni 2024, 
24:00 Uhr (MESZ), unter der folgenden genannten Postanschrift oder E-Mail-Adresse  
 

MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
E-Mail: mpc-capital@linkmarketservices.eu 

 
oder ab dem 23. Mai 2024 unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV gemäß dem dafür vorgesehenen 
Verfahren vor und während der virtuellen Hauptversammlung übermittelt werden. Für die 
Fristwahrung ist jeweils der Eingang bei der Gesellschaft maßgeblich. 
 
Am Tag der virtuellen Hauptversammlung am 13. Juni 2024 können Vollmachten 
ausschließlich über den passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen 
Verfahren abgegeben, geändert oder widerrufen werden, der auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV zugänglich ist. 
 
Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeitpunkten 
auch zur Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der 
Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über die Erteilung der Bevollmächtigung 
erübrigt sich in diesem Fall.  
 
Für den Widerruf oder die Änderung einer Vollmacht gelten die vorstehenden Ausführungen 
zu den Übermittlungswegen und den Zeitpunkten, bis zu denen die Übermittlungswege 
jeweils zur Verfügung stehen, entsprechend.  
 
Aktionäre, die eine andere Person bevollmächtigen möchten, können für die Erteilung einer 
Vollmacht das Formular verwenden, welches nach ordnungsgemäßer Anmeldung und 
Nachweis des Anteilsbesitzes zugeschickt wird. Ein entsprechendes Formular steht auch auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV zum Download zur 
Verfügung. 
 

3.3. Verfahren bei Vollmachtserteilung an die Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft 

Angemeldete Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft benannten 
weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. Bitte beachten Sie, dass 
Vollmachten an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft mit Weisungen versehen sein 
müssen. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, das Stimmrecht 
ausschließlich gemäß den Weisungen des Aktionärs auszuüben. Den Stimmrechtsvertretern 
steht bei der Ausübung des Stimmrechts kein eigener Ermessensspielraum zu. Sollte zu 
einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im 
Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Weisung zu diesem 
Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Weisung für jeden Punkt der 
Einzelabstimmung. 
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Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nehmen weder im Vorfeld noch während der 
virtuellen Hauptversammlung Weisungen oder Vollmachten zur Einlegung von Widersprüchen 
gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Rede- und Fragerechts oder zur 
Stellung von Anträgen entgegen. 
 
Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können per Post, 
Fax oder E-Mail an die vorstehend im Abschnitt „3.2. Verfahren bei Vollmachtserteilung an 
Dritte“ genannte Postanschrift, Faxnummer oder E-Mail-Adresse bis spätestens  
12. Juni 2024, 24:00 Uhr (MESZ), oder ab dem 23. Mai 2024 unter Nutzung des auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV zugänglichen 
passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum 
Zeitpunkt der Schließung der Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen 
Hauptversammlung am 13. Juni 2024 erteilt, geändert oder widerrufen werden. Für die 
Fristwahrung ist jeweils der Eingang bei der Gesellschaft maßgeblich. 
 
Ein entsprechendes Formular wird nach ordnungsgemäßer Anmeldung und 
Anteilsbesitznachweis zugesandt und steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.mpc-capital.de/HV zum Download zur Verfügung. 
 

4. Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil (5%) des Grundkapitals oder den 
anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen (dies entspricht 500.000 Aktien), können 
verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt oder bekanntgemacht werden. 
Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das 
Verlangen ist schriftlich (§ 126 Bürgerliches Gesetzbuch) an den Vorstand der  
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG zu richten und muss der Gesellschaft spätestens bis 
zum 19. Mai 2024 bis 24.00 Uhr (MESZ) zugehen.  
 
Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 
Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung 
des Vorstands über den Antrag halten. Bei der Berechnung dieser Frist ist § 70 AktG zu 
beachten. 
 
Etwaige Ergänzungsverlangen sind an folgende Anschrift zu richten: 
 

MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
- Vorstand -  
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 

 
Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang des 
Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem unter der 
Internetadresse www.mpc-capital.de/HV bekannt gemacht. 
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5. Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß § 126 Abs. 1, § 127 AktG  

Aktionäre können der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und 
Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung (nebst einer etwaigen Begründung) 
sowie Wahlvorschläge zur Wahl von Abschlussprüfern und von Aufsichtsräten (sofern 
Gegenstand der Tagesordnung) übersenden. Gegenanträge und Wahlvorschläge sind 
ausschließlich zu richten an: 
 

MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
E-Mail: mpc-capital@linkmarketservices.eu 
 

Die Gesellschaft wird alle Gegenanträge zu einem Vorschlag des Vorstands und des 
Aufsichtsrats zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG und 
Wahlvorschläge gemäß § 127 AktG einschließlich des Namens des Aktionärs, ggf. einer 
Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung im Internet unter  
www.mpc-capital.de/HV zugänglich machen, wenn sie der Gesellschaft mindestens 14 Tage 
vor der Versammlung, also spätestens bis zum 29. Mai 2024, 24:00 Uhr (MESZ), unter der 
oben genannten Postanschrift oder E-Mail-Adresse zugehen. Anderweitig adressierte 
Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären bleiben unberücksichtigt. 
 
Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags bzw. Wahlvorschlags und ggf. seiner 
Begründung kann die Gesellschaft unter den in § 126 Abs. 2 AktG genannten 
Voraussetzungen absehen. Eine Begründung eines Gegenantrags braucht nicht zugänglich 
gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Der Vorstand 
braucht Wahlvorschläge von Aktionären außerdem auch dann nicht zugänglich zu machen, 
wenn diese nicht den Namen der vorgeschlagenen Person, den ausgeübten Beruf und 
Wohnort enthalten. 
 
Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten, die gemäß § 126 
oder § 127 AktG zugänglich zu machen sind, gelten als im Zeitpunkt der Zugänglichmachung 
gestellt. Die Gesellschaft ermöglicht, dass das Stimmrecht zu diesen Anträgen oder 
Wahlvorschlägen ab diesem Zeitpunkt ausgeübt werden kann. Anträge von nicht 
ordnungsgemäß angemeldeten oder nicht ordnungsgemäß legitimierten Aktionären müssen 
in der Hauptversammlung nicht behandelt werden. 
 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben 
darüber hinaus das Recht, in der Versammlung im Wege der Videokommunikation Anträge 
und Wahlvorschläge im Rahmen ihres Rederechts zu stellen (vgl. dazu Abschnitt 7.). 
 

6. Einreichung von Stellungnahmen 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten haben das Recht, nach 
§ 130a Absatz 1 bis 4 AktG Stellungnahmen zu den Gegenständen der Tagesordnung in 
Textform oder im Videoformat im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen. Dafür 
steht ihnen mit den entsprechenden Zugangsdaten der passwortgeschützte Internetservice 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV zur Verfügung.  
 
Stellungnahmen in Textform sind gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren als Datei im 
Dateiformat PDF mit einer empfohlenen Dateigröße von maximal 50 MB einzureichen. 
Stellungnahmen im Videoformat sind gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren in den 
Dateiformaten MPEG-4 oder MOV einzureichen; sie dürfen eine Dateigröße von 1 GB nicht 
überschreiten.  
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Die Einreichung mehrerer Stellungnahmen ist möglich. Es sind nur solche Stellungnahmen im 
Videoformat zulässig, in denen der Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter selbst in Erscheinung 
tritt. Mit dem Einreichen erklärt sich der Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter damit 
einverstanden, dass die Stellungnahme unter Nennung seines Namens im 
passwortgeschützten Internetservice zugänglich gemacht wird.  
 
Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Versammlung, also spätestens am 
7. Juni 2024, 24:00 Uhr (MESZ), einzureichen. Eingereichte Stellungnahmen zu den 
Gegenständen der Tagesordnung werden, soweit nicht ausnahmsweise von einer 
Zugänglichmachung nach § 130a Abs. 3 Satz 4 AktG abgesehen werden darf, bis spätestens 
vier Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens am 8. Juni 2024, 24:00 Uhr (MESZ), in 
dem nur für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigte mit den 
entsprechenden Zugangsdaten zugänglichen passwortgeschützten Internetservice auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV zugänglich gemacht.  
 
Anträge und Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der 
Hauptversammlung im Rahmen der im Vorfeld in Textform oder im Videoformat eingereichten 
Stellungnahmen werden in der Hauptversammlung nicht berücksichtigt; das Stellen von 
Anträgen bzw. Unterbreiten von Wahlvorschlägen (dazu unter Abschnitt 5. und 7.), die 
Ausübung des Auskunftsrechts (dazu unter Abschnitt 8.) sowie die Einlegung von 
Widersprüchen gegen Beschlüsse der Hauptversammlung (dazu unter Abschnitt 9.) ist 
ausschließlich auf den in dieser Einladungsbekanntmachung jeweils gesondert beschriebenen 
Wegen möglich. 
 

7. Rederecht 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet 
sind, haben ein Rederecht in der Versammlung im Wege der Videokommunikation.  
 
Ab ca. 1 Stunde vor Beginn der Hauptversammlung wird über den passwortgeschützten 
Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV ein 
virtueller Wortmeldetisch geführt, über den die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten ihren 
Redebeitrag anmelden können.  
 
Das Rederecht umfasst insbesondere auch das Recht, Anträge und Wahlvorschläge nach  
§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG zu stellen (vgl. dazu auch Abschnitt 5.), das 
Auskunftsverlangen nach § 131 Abs. 1 AktG (vgl. dazu auch Abschnitt 8.) sowie das Recht, 
Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu erklären (vgl. dazu auch 
Abschnitt 9.).  
 
Die komplette virtuelle Hauptversammlung einschließlich der Videokommunikation wird im 
passwortgeschützten Internetservice über das System LinkMeeting von  
Better Orange IR & HV AG abgewickelt. Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die ihren 
Redebeitrag über den virtuellen Wortmeldetisch anmelden wollen, benötigen für die 
Zuschaltung des Redebeitrags entweder ein nicht-mobiles Endgerät (PC, Notebook, Laptop) 
mit dem installierten Browser Chrome ab Version 89, Edge ab Version 88 oder Safari ab 
Version 13.1 oder ein mobiles Endgerät (z. B. Smartphone oder Tablet). Mobile Endgeräte mit 
ANDROID-Betriebssystem benötigen als installierten Browser Chrome ab Version 89; mobile 
Endgeräte mit iOS-Betriebssystem benötigen als installierten Browser Safari ab Version 13.1. 
Für Redebeiträge müssen auf den Endgeräten eine Kamera und ein Mikrofon, auf die vom 
Browser aus zugegriffen werden kann, zur Verfügung stehen. Eine weitere Installation von 
Softwarekomponenten oder Apps auf den Endgeräten ist nicht erforderlich. Personen, die sich 
über den virtuellen Wortmeldetisch für einen Redebeitrag angemeldet haben, werden im 
passwortgeschützten Internetservice für ihren Redebeitrag freigeschaltet. Die Gesellschaft 
behält sich vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwischen Aktionär bzw. 
Bevollmächtigtem und Gesellschaft in der Versammlung und vor dem Redebeitrag zu 
überprüfen und diesen zurückzuweisen, sofern die Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 
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8. Auskunftsrecht 

Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 
Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft zur 
sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein 
Auskunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht des Vorstands erstreckt sich auch 
auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu den mit ihr 
verbundenen Unternehmen. Des Weiteren betrifft die Auskunftspflicht auch die Lage der  
MPC Capital-Gruppe und der in den MPC Capital-Konzernabschluss einbezogenen 
Unternehmen. 
 
Es ist vorgesehen, dass der Leiter der Hauptversammlung festlegen wird, dass das 
Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG in der Hauptversammlung ausschließlich im Wege der 
Videokommunikation, also im Rahmen der Ausübung des Rederechts (dazu unter Abschnitt 
7.) ausgeübt werden darf.  
 
§ 131 Abs. 4 Satz 1 AktG bestimmt, dass dann, wenn einem Aktionär wegen seiner 
Eigenschaft als Aktionär eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben worden 
ist, diese Auskunft jedem anderen Aktionär bzw. dessen Bevollmächtigtem auf dessen 
Verlangen in der Hauptversammlung zu geben ist, auch wenn sie zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich ist.  
 
Zudem bestimmt § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG, dass dann, wenn einem Aktionär eine Auskunft 
verweigert wird, er verlangen kann, dass seine Frage und der Grund, aus dem die Auskunft 
verweigert worden ist, in die Niederschrift über die Verhandlung aufgenommen werden. 
 
Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird gewährleistet, dass Aktionäre bzw. ihre 
Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, ihr Verlangen 
nach § 131 Abs. 4 Satz 1 AktG sowie ihr Verlangen nach § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG außer im 
Wege der Videokommunikation, also im Rahmen des Rederechts und des dafür vorgesehenen 
Verfahrens (dazu unter Abschnitt 7.), auch im Wege der elektronischen Kommunikation über 
den passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.mpc-capital.de/HV gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren mit den entsprechenden 
Zugangsdaten in der Hauptversammlung übermitteln können. 
 

9. Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der 
Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben das Recht, über den auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.mpc-capital.de/HV passwortgeschützten Internetservice gemäß den 
dafür vorgesehenen Verfahren von Beginn der virtuellen Hauptversammlung am 13. Juni 2024 
an bis zum Ende der virtuellen Hauptversammlung Widerspruch gegen einen Beschluss der 
Hauptversammlung zu erklären. 
 
Darüber hinaus haben sie auch im Rahmen ihres Rederechts (dazu unter 7.) die Möglichkeit, 
Widerspruch zu Protokoll des Notars zu erklären. Die Gesellschaft weist nochmals darauf hin, 
dass die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter keine Weisungen zum 
Einlegen von Widersprüchen entgegennehmen. 
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III. Informationen zum Datenschutz 

Die MPC Münchmeyer Petersen Capital AG verarbeitet personenbezogene Daten (Name, 
Vorname, Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien und 
Nummer der Anmeldebestätigung (HV-Ticket) des Aktionärs sowie gegebenenfalls Name, 
Vorname, Anschrift und E-Mail-Adresse des vom jeweiligen Aktionär benannten 
Aktionärsvertreters) auf Grundlage der geltenden Datenschutzgesetze, um Aktionären die 
Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung der MPC Münchmeyer Petersen 
Capital AG zu ermöglichen. 
 
Soweit diese personenbezogenen Daten nicht von den Aktionären im Rahmen der Anmeldung 
zur Hauptversammlung angegeben wurden, übermittelt die depotführende Bank deren 
personenbezogene Daten an die Gesellschaft. 
 
Die Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten ist für Ihre Teilnahme an der 
Hauptversammlung der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG zwingend erforderlich. Für die 
Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten ist die MPC Münchmeyer Petersen Capital 
AG die verantwortliche Stelle; Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. c) 
Datenschutz-Grundverordnung i.V.m. §§ 118 ff. AktG. Die MPC Münchmeyer Petersen Capital 
AG speichert Ihre personenbezogenen Daten, solange es für die Erfüllung der vorstehend 
genannten Pflichten erforderlich ist. 
 
Der Dienstleister der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG, der zum Zwecke der 
Ausrichtung der Hauptversammlung beauftragt wurde, erhält von der MPC Münchmeyer 
Petersen Capital AG nur solche personenbezogenen Daten der Aktionäre und ggf. ihrer 
Aktionärsvertreter, die für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich sind, 
und verarbeitet die Daten ausschließlich nach Weisung der MPC Münchmeyer Petersen 
Capital AG im Rahmen einer schriftlich vereinbarten Auftragsdatenvereinbarung. 
 
Im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Einsichtsrechts in das Teilnehmerverzeichnis 
der Hauptversammlung können andere Teilnehmer, Aktionäre sowie elektronisch zur 
Versammlung zugeschaltete Vertreter von Aktionären Einblick in die in dem 
Teilnehmerverzeichnis erfassten Daten erlangen. Auch im Rahmen von 
bekanntmachungspflichtigen Tagesordnungsergänzungsverlangen, Gegenanträgen bzw. -
wahlvorschlägen werden personenbezogene Daten veröffentlicht. Gleiches gilt bei der 
Zugänglichmachung von eingereichten Stellungnahmen nach § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 AktG. 
 
Sie haben ein jederzeitiges Auskunfts-, Berichtigungs-, Einschränkungs-, Widerspruchs- und 
Löschungsrecht bezüglich der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten sowie ein Recht 
auf Datenübertragung nach Kapitel III der Datenschutz-Grundverordnung. Diese Rechte 
können Sie gegenüber der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG unentgeltlich über die 
folgenden Kontaktdaten geltend machen: 
 
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 
Franziska Neugebauer 
Anna-Schneider-Steig 22 
50678 Köln 
Telefon: +49 221 9937 25790 
E-Mail: franziska.neugebauer@luther-lawfirm.com 
 
Zudem steht Ihnen ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-Aufsichtsbehörden nach Art. 77 
Datenschutz-Grundverordnung zu. 
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Sie erreichen unseren Datenschutzbeauftragten ebenfalls unter den zuvor angegebenen 
Kontaktdaten. 
 
Hamburg, im Mai 2024 
 
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
 
Der Vorstand 
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Mindestinformationen nach § 125 Abs. 1 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG, Artikel 4 Abs. 1 sowie 
Tabelle 3 Blöcke A bis C des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 

Art der Angabe Beschreibung 

A. Inhalt der Mitteilung 

1. Eindeutige Kennung des Ereignisses MPCK062024HV 

2. Art der Mitteilung Einladung zur Hauptversammlung 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 

NEWM] 

B. Angaben zum Emittenten 

1. ISIN  DE000A1TNWJ4 

2. Name des Emittenten  MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 

C. Angaben zur Hauptversammlung  

1. Datum der Hauptversammlung  13.06.2024 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212:  

20240613] 

2. Uhrzeit der Hauptversammlung 10:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212:  

08:00 UTC] 

3. Art der Hauptversammlung  Ordentliche Hauptversammlung 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 

GMET] 

4. Ort der Hauptversammlung  Virtuelle Hauptversammlung:  

www.mpc-capital.de/HV 

Im Sinne des Aktiengesetzes:  

MPC Münchmeyer Petersen Capital AG, Palmaille 67, 22767 

Hamburg, Deutschland 

5. Aufzeichnungsdatum  23.05.2024, 00:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212:  

20240522; 22:00 UTC] 

6. Uniform Resource Locator (URL)  www.mpc-capital.de/HV 

 


